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LINZ. ÖVP, FPÖ und SPÖ 
stimmten kürzlich im ober-
österreichischen Landtag für 
eine Änderung des Statuts der 
Landeshauptstadt. Diese sieht 
vor, dass Unterschriften für 
Volksbefragungen nicht mehr 
im öffentlichen Raum gesam-
melt werden dürfen. Stattdes-
sen müssen Bürgerinnen und 
Bürger, die ein Anliegen un-
terstützen möchten, persön-
lich zum Magistrat gehen und 
dort ihre Unterschrift abgeben. 
Auch digitale Unterschriften 
sollen nicht möglich sein. Zu-
dem wurde die Frist für die 
Unterschriftensammlung von 

zwölf Monaten auf vier Wo-
chen stark verkürzt. Die Linzer 
Grünen sowie die KPÖ kritisie-
ren diese Entscheidung scharf 
und sehen darin eine „massive 
Einschränkung der direkten 
Demokratie“. 

Um eine Volksbefragung in Linz 
zu starten, müssen vier Prozent 
der bei der letzten Gemein-
deratswahl wahlberechtigten 
Bürgerinnen und Bürger eine 
Unterschrift leisten. Laut Grü-
nen-Klubobmann Helge Lan-
ger sei es schon bisher schwie-
rig gewesen, genügend gültige 
Unterschriften zu sammeln. 
Die neuen Regelungen würden 
dies weiter verschärfen. „Of-

fenbar sind für ÖVP, FPÖ und 
SPÖ Einbindung und Mitspra-
che der Bevölkerung lediglich 
ein lästiges Ärgernis anstatt 
einer wertvollen zusätzlichen 
Meinung“, führt Langer aus. 

„Ohnehin zu hohe Hürden“
Auch für die KPÖ ist die Än-
derung ein „demokratiepoli-
tischer Rückschritt“. „Statt die 
ohnehin viel zu hohen Hürden 
für direktdemokratische Ini-
tiativen zu senken, werden sie 
noch weiter erhöht. Das zeigt 
deutlich, dass es hier nicht um 
eine Stärkung der direkten De-
mokratie, sondern um deren 
weitere Einschränkung geht“, 
sagt die Linzer KPÖ-Gemein-
derätin und Landesvorsitzen-
de Gerlinde Grünn. Dass die 
Hürden für Volksbefragungen 
ohnehin bereits hoch wären, 
zeige, dass es seit der oö. Di-
rekt-Demokratie-Reform 2015 
erst eine erfolgreiche Unter-

schriftensammlung in Oberös-
terreich (Wallern) gegeben hat. 
Viel Kritik erntet der Beschluss 
auch von der Initiative „mehr 
Demokratie OÖ“. Neben den 
bereits genannten Punkten 
wird von ihr bemängelt, dass 
es zukünftig im Ermessen der 
Mehrheit im Gemeinderat 
liegt, ob eine offizielle Wahlin-
formation für eine Volksbefra-
gung ausgesandt wird. 

„Es ist keine Übertreibung, 
dass die neue Direkt-Demokra-
tie-Reform 2026 Stadt-Volks-
befragungen für Bürger:innen 
faktisch verunmöglicht“, so 
Erwin Leitner, Sprecher der In-
itiative „mehr Demokratie OÖ“.

Volksbefragung vor Aus?
ÖVP, FPÖ und SPÖ 
stimmten im oö. Land-
tag für große Änderun-
gen bei Volksbefragun-
gen in Statutarstädten.

„Für die KPÖ ist das 
ein demokratiepoliti-
scher Rückschritt.“
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gerlinde grünn

„Damit wird der 
direkten Demokratie 
eine massive Hürde in 
den Weg gestellt.“
Foto: Grüne Linz
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  von silvia gschwandtner 

LINZ. „Immer wieder kommt 
es zu gefährlichen Situatio-
nen zwischen Radfahrern und 
Fußgängern. Gerade ältere 
Menschen, Familien mit Kin-
dern oder Personen mit ein-
geschränkter Mobilität fühlen 
sich durch schnell fahrende 
Radfahrer unsicher. Fußgän-
gerzonen müssen ihrem Na-
men wieder gerecht werden 
– sie sind für Fußgänger da“, 
findet FPÖ-Gemeinderat Ma-
nuel Matsche. Er fordert jetzt 
eine rechtliche Prüfung, um 
das Radfahren in Fußgänger-
zonen sowie in Begegnungs-
zonen „dort, wo es die Sicher-
heit der Fußgänger erfordern 
würde“ zu untersagen. Ein An-
trag in der letzten Gemeinde-
ratssitzung zur Prüfung eines 
Fahrverbotes für Fahrräder auf 
der Landstraße wurde bereits 
mehrstimmig (Enthaltung von 

der KPÖ und Ahoi Linz) ange-
nommen und wird im Mobili-
tätsausschuss weiter geprüft.

Der für Mobilität zuständi-
ge Vizebürgermeister Martin 
Hajart (ÖVP) betont ebenfalls, 
dass es wieder „mehr Rück-
sicht und Vorsicht von allen 
Verkehrsteilnehmerinnen und 
-teilnehmern“ brauche. Eine 
Bewusstseinskampagne dafür 
sei in Planung. Zudem soll die 
Situation in der Linzer Innen-
stadt von Polizei und Verkehrs-
planern analysiert werden, 
bevor Maßnahmen folgen kön-
nen. Bezüglich der Situation 
in der Landstraße spielt Hajart 
den Ball zurück an die FPÖ, die 

bis 2021 mit Markus Hain das 
Mobilitätsressort verantwor-
tete. Während des Gleisaus-
tausches 2016 habe die ÖVP 
gefordert, fahrradfreundliche 
Pflasterung zu verlegen, damit 
Radfahrer nicht verleitet sind, 
auf den Gehweg auszuweichen. 
„Dadurch kommt es auf der 
Landstraße leider verstärkt zu 
Konflikten zwischen Radfah-
rern und Fußgängern“, so Ha-
jart. Die FPÖ sei deshalb „mit-
schuld“ an der Problematik.

Auf der Linzer Landstraße kommt es 
häufig zu Konflikten. Foto: MeinBezirk

Mehr Sicherheit für Fußgänger
FPÖ will Fahrradverbot für Fußgänger- und Begegnungszonen prüfen

„Fußgängerzonen 
müssen ihrem Na-
men wieder gerecht 
werden .“
Foto: FPÖ Linz
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LINZ. Nach einem schwe-
ren Unfall Anfang Juli an der 
Kreuzung Wiener Straße/Lun-
zerstraße – ein Lkw-Fahrer 
übersah dort eine Radfahrerin 
– fordert Linzplus eine umfas-
sende Sicherheitsanalyse der 
Verkehrssituation vor Ort, da 
sich Unfälle seit 2022 nach Um-
baumaßnahmen dort häufen 
würden. „Nach Verkehrsun-
fällen wird meist über Schuld 
gesprochen. Viel wichtiger ist 
aber die Frage, wie sich ähnli-
che Unfälle künftig vermeiden 
lassen“, so Linzplus-Gemein-
derätin Brita Piovesan. Sie for-
dert eine genaue Analyse der 
Kreuzung und konkrete Ver-
besserungen. Besonders wich-
tig seien dabei Maßnahmen 
für Radfahrer, Fußgänger und 
Einsatzfahrzeuge des nahege-
legenen Rettungsstützpunkts 
Süd. „Jeder schwere Unfall ist 
einer zu viel und zeigt, dass die 
Verkehrssicherheit weiter ver-
bessert werden muss“, betont 
Piovesan abschließend.

Linzplus: Analyse 
nach Unfall gefordert


